
Bundessoziatgericht

Im Namen des Volkes
:-91@_BY;593122L;

Urteil

in dem Rechtsstreit

Zuge$tellt am
8.Nov.1974

Amtsinspektor
als=lb■n;Raamrer &T" . . &d.Gesch.8telle lager and Ähvzszaasbekfag er,

ProzeßbeV%llmächtigte:

g e g e n

Beklagter und Revisionskläger.

Der 9—Sehat des Bundessozialgerichts hat ohne
mündliche Verhandlung am 17. Oktober 1974 in Berlin
durch V0r%itzenden Richter Dr; B a r e s e l ,
Richter Dr. R e n n e r und Richter

Dr. W u 1 £ h o r s t sowie die ehrenamtlichen
Richter Dr. M a r t e n s und J o h n s e n
für Recht erkannt:

AUf die R%vision des Beklagten werden die Urteile des
Landess°zlelgerichts Nordrhein-Westfalen vom 51. Au-
gust 1972 und des Sozialgerichts Düsseldorf vom2._Dezember 1971 geändert. Der Beklagte wird verur—teilt, demKläger ab:1- April 4970 einen Berufs-
SChadensahsgleich entsprechend dem Durchschnittsein-
kommenV°h 75 vom Hundert der Dienstbezüge nach derBesoldvngegruppe A 8 Bundesbesoldungsgesetz zu zahlen.
ä?eggälgeh wird die Revision des Beklagten zurückge—

Der‚Bekleete hat demKläger drei Viertel der außer;8%räghtllQhen Kosten sämtlicher Rechtszüge zu er—
s a en°
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Der 4949 geborene Kläger bezieht Beschädigten-

rente nach einer Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdB) um
70 v.H. wegen Verlustes des linken Beines im Unterschenkel,

geringer statischer Wirbelsäulenverbiegung, Narben und durch

Schädigungsfolgen verschlimmerter Knorpel—Knochenveränderun-

gen im linken Kniegelenk (Urteil des Sozialgerichts —SG—
Düsseldorf vom 26._April 4966; Ausführungsbescheid vom
24. Juni 4966), nachdem vorher die MdB mit 50 V.H. bemessen

worden_war. Nach seiner Verwundung ist er Beamter der Deut—

schen Reichsbahn und späteren Bundesbahn geworden. Am

4. März 4965 wurde er zum Bundesbahnobersekretär ernannt.

Seit dem 4. April 4970 i3t er im Ruhestand. Am 4. März
4970 beantragte er, ein besonderes berufliches Betroffen-

sein anzuerkennen und ihm Berufsschadensausgleich zu ge—
währen (5 50 Abs. 2 bis 4 Bundesversorgungsgesetz -BVG-).

Der Kläger wurde nach einer von ihm eingereichten Bescheini—

gung der Bundesbahndirektion Wuppertal vom 25. Februar 4970

wegen der Schädigungsfolgen vorzeitig in den Ruhestand ver—
setzt‚ war betriebsdienstuntauglich und wäre mit an Sicher-

heit grenzender Wahrscheinlichkeit im Fall seiner Betriebs-

taugliohkeit Bundesbahnhauptsekretär geworden, und zwar

nach allgemeiner Erfahrung in drei Jahren und sieben

Monaten nach der Beförderung zum Obersekretär. Nach Bei-

ziehung der Personalakte und einer Auskunft der Bundesbahn—

direktion vom 20. April 4970 lehnte das Versorgungsamt den

Antrag ab, weil der Kläger nach dem bahnärztlichen Gut—

achten wegen
Zustandés nach Darmoperation sowie Herz-

und Kreislaufbeschwerden vorzeitig in den Ruhestand ver—
setzt worden Sei und die anerkannten Schädigungsfolgen auch
nicht dafür verantwortlich zu machen seien, daß er vorher
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nicht zum Bundesbahnhauptsekretär befördert werden wäre, was

durch die Art der Schädigungsfolgen nach Ansicht der Bundes—

bahndirektion nicht grundsätzlich ausgeschlossen gewesen
wäre (Bescheid vom 27. April 1970}. Nach Einholung weiterer

Auskünfte der Bundesbahndirektion Wuppertal vom 14, August
‚1970 und 15. Oktober 1970 wurde der Widerspruch des Klägers

zurückgewiesen (Bescheid vom 17. November 1970). Im Ver—

fahren vor dem SG nahm der Kläger die Klage zurück, soweit

er höhere Versorgungsbezüge nach 5 30 Abs; 2 BVG wegen
besonderen beruflichen Betroffenseins begehrt hatte. Das SG

holte Auskünfte über die Aufstiegsaussichten des Klägers

ohne Schädigungsfolgen, über seine Dienstbezüge und sein

Ruhegehalt als Bundesbahnhauptsekretär sowie über sein tat—
sächliches Ruhegehalt ein° Unter Aufhebung der angefochtenen

Bescheide verurteilte es den Beklagten, dem Kläger ab

1° März 1970 einen Berufsschadensausgleich "auf der Grundlage
der Besoldungsgruppe A VIII Bundesbesoldungsgesetz ..."

zu zahlen (Urteil vom 2. Dezember 1971). Die Berufung, mit

der der Beklagte weiterhin die AuffasSung vertrat, der
Kläger habe keinen schädigungsbedingten Einkommensverlust

erlitten, hat das Landessozialgericht (LSG) zurückgewiesen
‘(Urteil vom 51‚ August 1972)° Das Gericht hat für die Zeit

ab 1° März 1970 einen Einkommensverlust im Vergleich mit dem

Burchsehnittseinkommen der Berufsgruppe, der der Kläger

ohne die Schädigung angehört hätte, d.h° mit der Besoldungs-

gruppe A 8 Bundesbesoldungsgesetz —BBesG— (5 30 Abs. 4 BVG,

@4 Abs° 1 der Verordnung zur Durchführung des 5 50 Abs. 5

und 4 BVGvom 28. Februar 1968 - BGBl I 194 - DVO1968 -),
auf die Schädigungsfolgen zurückgeführt; denn der Kläger sei

insbesondere durch den Verlust des linken Unterschenkels vor

seiner Versetzung in den Ruhestand im Eisenbahndienst nicht

voll betriebstauglich gewesen und am Aufstieg zum Bundesbahn—

hauptsekretär gehindert werden, während er diese Stellung

ohne die Schädigungsfolgen wahrscheinlich im Herbst 1966
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erreicht hätte (Auskünfte der Bundesbahndirektion vom
44. August 4970 und vom 26. Mai 1974). Obwohl der Kläger

zum 4. April 4970 wegen
schädigungsünabhängiger Leiden

vorzeitig in den Ruhestand versetzt worden sei, habe er
weiterhin einen schädigungsbedingten Einkommensverlust.

InSoweit sei kein Raum für die Anwendung der im Recht der

Krieg50pferversorgung geltenden Theorie der wesentlichen

Bedingung. Wegen der generalisierenden Bestimmungen über

den Berufsschedensausgleich sei das "Vergleichseinkommen"

weiterhin in voller Höhe nach der Besoldungsgruppe A 8

BBesG zu bemessen und nicht etwa derart zu kürzen, wie dies

die Ausnahmevorschriften des 5 4 Abs. 6 i.V.m. 5 5 Abs. 6
DVD erst für die Zeit ab Vollendung des 65. Lebensjahres

.vorgchrieben_ Jedes Einkommen aus gegenwärtiger oder

früherer Tätigkeit sei der Berechnung zugrunde zu legen„
'dahcr auch das Ruhegehalt ohne Rücksicht auf den Grund

der Versetzung in den Ruhestand. Auch könne die Minderung

des Bruttoeinkbmmens nicht nach 5 9 Abs. 4 DVG unberück-

sichtigt bleiben. weil der Kläger sie nicht ohne ver—
ständigen Grund veursacht habe. - Das LSG hat die Revision

zugelassen.

Der Beklagte rügt mit der Revision in verfahrensrecht-
licher Hinsicht eine Verletzung des 5 405 Sozialgerichts—

gesetz (SGS) durch das LSG und sachlich—rechtlich einen

Verstoß gegen 5 50 Abs. 5 und 4 BVG i.V.m. % 4 DVD.
‚Das LSG hätte den Kläger nicht ohne eine_Sachaufklärung

über seinen Berufsweg nach 5 4 DVGin die Besoldungs-

gruppe A 8 BBesG einstufen dürfen; es-hätte vielmehr

nach 5 50 Abs. 4 BVG klären müssen, ob er auch ohne die
Schädigungsfolgen Beamter des mittleren Dienstes geworden

‘
wäre, und hätte dies verneincn müssen; als "Umschulungs—

beruf" kommediese Stellung nicht in Betracht. Falls dem
Urteil die Feststellung, daß der Kläger ohne die Schä—
digung Bahnbeamter geworden wäre, entnommen werde, was
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der Beklagte nicht für richtig halte, hätte das LSG insoweit
5 405 SGGverletzt; es habe außer acht gelassen, daß der
Kläger vor der Schädigung nur knapp ein Jahr lang Lagerar—
heiter bei der Reichsbahn gewesen sei. Über die Berufschancen
des Klägers ohne die Schädigung hätte das Berufungsgericht
eine Auskunft von der Bundesbahndirektion einholen müssen.
Dann hätte SiCh für den Kläger ein ungünstiges Ergebnis
herausgestellt, weil er als Gesunder nicht so wie ein Schwer—
kriegsbeschädigter befördert werden wäre und die Bahnverwal—
tung nach dem Krieg in erster Linie vertriebene Behnbeamte
unterzubrinscn gehabt habe. Sachlich—rechtlich bestehenicht
der nach 5'30 Abs, 5 BVG erforderliche Ursachenzusammenhang

ZWiSChCHden SChädigungsfolgen und dem Einkommensverlust
für jeden Monat, für den der Berufsschadensausgleich begehrt
werdee Für die Zeit ab 4. April 4970 habe das LSG einen
Einkommensverlust nicht festgestellt und zu Unrecht die
Kausalitätsprüfun€ unterlassen° Die Schädigungsfolgen hätten
einen Einkommensvbrlust im Vergleich mit den Dienstbezügen
der Besoldungsgruch A 8 BBesG nicht wesentlich mitverursacht.
Nach den AUSkünften vom 26. Mai 1971 und vom 2. November 1971
sei von der Eink0lnmensminderung in Höhe von 481,97 DM, die
ab 4_ April 4970 gegenüber März 1970 eingetreten sei, nur
ein Teilbctres von 85,95 LH als Folge davon, daß der Kläger
DiCht zum HauPtsekretär befördert werden konnte, den
SChädigungSf01gcn zuzuschrciben; daher bildeten die Schädi—
gungsfolgen keine wesentliche Bedingung des Einkommensver—

lUStGSF Ein sehädigungsbedingter Einkommensverlust könne
aber BUCh aufgrunq des Urteils des Bundessozialgerichts (BSG)

vom9° Mai 1972 (sozRNr. 56 zu s 30 BVG)schondeshalb ver—
meint werden, weil der Kläger nicht wegen der Schädigungs—

folgen in den Buheetand versetzt worden sei. Der Schwerbe—
schädigte gehöre allerdings nach dem Ausscheiden aus dem
Erwerbsleben weiterhin der Berufsgruppe an, in die er nach
5 50 Abs„ 4 Satz 1 BVG einzustufen sei.
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Der Beklagte beantragt,

‘unter Abänderung der angefochtenen Urteile

die Klage abzuweisen. >

Der Kläger beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

Er bezieht sich im wesentlichen auf das angefoChtene Urteil.

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne münd—

liche Verhandlung einverstanden erklärt.

II

‘Die Revision des Beklagten ist statthaft und auch sonst zu-
lässig (@@164, 166, 162 Abs. 1 Nr. 1 SGG), aber nur bezüg—
lich der Höhe des Berufsschedensausgleichs ab 1. April 1970

sachlich begründet.

'Für den Monat März 1970 haben das SG und das LSG dem Kläger

mit Recht nach % 30 Abs° 5 und 4 BVGin der hier maßgebenden,
seit dem 5. Neuordnungsgesetz (KDG) geltenden Fassung (vgl.

Vdie Bekanntmachung vom 20. Januar 1967 _ BGBl I 441, 180)
einen Berufsschadensausgleich entsprechend dem Unterschied zwi—

schen seinem tatsächlichen Bruttoeinkommen als Bundesbahn—

obersekretär und den höheren Dienstbezügen nach der Besol—

dungsgruppe A 8 BBesG als dem Durchschnittseinkommen der
Berufsgruppe zugesprochen, der er ohne die Schädigung nach

seinen Lebensverhältnissen, Kenntnissen und Fähigkeiten und

_
dem bisher betätigten Arbeits- und Ausbildungswillen wahr—

scheinlich angehört hätte. Der Unterschied zu diesem höheren

"Vergleichseinkommen" (% 30 Abs. 4 Satz 1 BVG idF des
}. Anpassungsgesetzes —Aan—KOV — vom 16. Dezember 1971

— BGBl I 1985 —), das sich für Beamte des mittleren Dienstes

vom vollendeten 45., seit den 1. Januar 1974 dem vollendeten
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46. Lebensjahr an nach der Besoldungsgruppe A 8 BBesG bemißt

(% 50 Abs. 4 Satz 2 und 5 BVG i.V.m. 5 2 Abs. 1 Buchst. b,
5 4 Abs. 1 DVD 1968 und Verordnung zur Durchführung des 5 30
‘Abs. 5 und 4 des BVG idF vom 11. April 1974 — BGBl I 927 —
DVD 1974), ist kraft zwingender gesetzlicher Regelung in 5 30

Abs. 4 Satz 1 BVG der durch die Schädigungsfolgen erlittene
Einkommensverlust, von dem der Berufsschadensausgleich nach

5 30 Abs. 5 BVG abhängt und nach dem er berechnet wird (BSG 55,
60, 62 = SozR Nr. 47 zu 5 30 BVG). Dieser Anspruch beginnt

mit dem Antragsmonat (% 60 Abs. 1 und 2 Satz 1 BVG).

Die gegen diese Entscheidung erhobenen Verfahrensrügen greifen

nicht durch. Als tatsächliche Voraussetzungen für diesen An; )

spruch auf Berufsschadensausgleich hat das LSG u.a. festge-

stellt, der Kläger wäre ohne die Schädigungsfolgen als Bundes—

bahnbeamter des mittleren Dienstes vor März 1970 Hauptsekretär

“geworden. Dies ergibt sich, entgegen den vom Beklagten vorge—
brachten Zweifeln, hinreichend deutlich aus dem Zusammenhang

der Entscheidungsgründc. An diese tatsächliche Feststellung

ist das Revisionsgericht nach 5 165 SGGgebunden; denn das
LSG ist verfahrensrechtlich bedenkenfrei zu der Annahme gelangt,

der Kläger wäre auch ohne die Schädigung Bundesbahnbeamter in

der mittleren Laufbahn geworden. Wenn die Revision verträgt,

der Kläger wäre als gesunder ehemaliger Reichsbahn—Lagerarbeiter

nicht ebenso wie als Schwerbeschädigter befördert werden,

hätte vielmehr hinter vertriebenen Bahnbeamten zurücktreten

müssen, so hat sie nicht in der nach € 164 Abs. 2 Satz 2 SGG

gebotenen Form die Umstände dargelegt, die dem Berufungsgericht

eine Sachaufklärung unter Berücksichtigung dieser Gesichtspunkte

hätten aufdrängenmüssen(BSGSozRNr. 44 zu 5 403 see). Ins—
besondere hat der Beklagte nicht aufgezeigt, daß und aus
welchen Gründen sich für die Notwendigkeit einer solchen Be—

weiserhebung ein Anhalt aus den Auskünften der Deutschen

Bundesbahn und aus der Personalakte des Klägers ergebe. Der

Beklagte selbst war in den angefochtenen Bescheiden von dem—
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selben Sachverhalt, den das LSG festgestellt hat, ausgegangen
und hat im Gerichtsverfahren keine Bedenken dagegen vorge—
bracht, daß der Kläger ohne die Schädigungsfolgen mittlerer

Bundesbahnbeamter geworden wäre. Im Schriftsatz'vom 8. Mai

4972 hat der Beklagte sogar ausdrücklich erklärt, er be—

streite nicht, "daß der Kläger aufgrund der Schädigunge-

folgen nicht befördert worden ist", womit die Beförderung

zum Hauptsekretär in der mittleren Laufbahn gemeint war;

dies Setzt aber voraus, daß der Kläger den mittleren Beamten—
.dienst ohne die Schädigung erreicht hätte. Die Ansicht, des
BSG habe nicht entschieden, daß überhaupt ein Einkommensver—

lust im Sinne des 5230 Abs. 4 Satz 4 BVG eingetreten sei,
hat der Beklagte nicht in Form einer Verfahrensrüge nach
5 462 Abs. 4 Nr. 2 i.V.m° @ 464 Abs. 2 Satz 2 SGG vorge-

tragen.

Der Anspruch für den Monat März 4970 wird nicht etwa da—

durch ausgeschlossen, daß der Kläger trotz der Schädigungs-

folgen in die mittlere Beamtcnlaufbahn und damit in die

wahrscheinlich ohne die Schädigung
von ihm erreichte

"Berufsgruppe" gelangt ist (5 2 Abs. 5 Satz 4 DVD 4968 und

4974, entspreChend@2 Satz 2 nvo 4964; BSGSozRNr. 45
zu 5 30 BVG; BSG, VdK—Mitteilungen 4970, 207; BSG, BVB1

4974, 95; zu 5 5 DVD: BSG 9 RV 88/69 vom 47. März 4970).

Im Urteil vom 47. Oktober 4967 (BSG 27, 478, 484 = SozR

Nr. 5 zu 5 6 DVG4964) hat der erkennende Senat nicht etwa
“allgemeingültig das Gegenteil angenommen, sondern bloß

die Berücksichtigung eines höheren Einkommens als des

gesetzlichen Durchschnittseinkommens in solchen Fällen

ausgesch1085en. Was unter "Berufsgruppe" in diesem Sinn,

von der das Vergleichseinkommen abhängt, im einzelnen zu

verstehen ist, bestimmt aufgrund der in $ 50 Abs. 4 BVG
festgelegten gesetzlichen Einteilungsmerkmale, der Lebens—.

verhältnisse, Kenntnisse, Fähigkeiten sowie berufsstatisti—

scher und besoldungsrechtlicher Abgrenzungsgesichtspunkte,
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im einzelnen die DVO (BVerfGE 26, 46, 28 f; BSG 27, 449, 424

= SozRNr. 5‘zu %40 3 BVG;BSGSozRNr. 2 zu s 4 DVG4964;
SozR Nr. 2 zu 5 4 DVO 4968; BSG 40 BV 542/72 vom 28. Juni 4975).

Für Beamte sind die Laufbahngruppe■ des einfachen, mittleren, ’

gehobenen und höheren Dienstes, teilweise unterteilt nach ver—
schiedenen Lebensaltersgruppen, maßgebend, dagegen nicht

innerhalb der einzelnen Laufbahnen die jeweils zu ihnen ge—
lhörenden Besoldungsgruppen (BSG 40 BV 477/66 vom 44. November

4968; 9 RV 724/66 vom 26. November 4968; 40 BV 240/68 vom

46. September4970; 40 BV 566/74 vom26. Januar 4972). Daß
jemand in'die nach 5 50 Abs. 4 BVG für ihn geltende Laufbahn-
gruppe trotz der Schädigungsfolgen gelangt ist, kann für sich

allein schon deshalb einen Berufsschadensausgleich nicht aus—
schließen, weil diese Versorgungsleistung nicht von einem

Unterschied zwischen einer tatsächlich erreichten und einer

höheren, ohne die Schädigung zu erwartenden Stellung in einem

Beruf abhängt. Wenn vielmehr, wie dargelegt, der Berufsschadens-

ausgleich allein einen sehädigungsbedingten Einkommensverlust

voraussetzt (@ 50 Abs. 5 BVG) und dieser nach der zwingenden
gesetzlichen Beschreibung ausschließlich durch den Unterschied

zu einem höheren Durchschnittseinkommen bestimmt wird, kann

der Anspruch nur durch das Erreichen oder Überschréiten dieses

Vergleichseinkommens ausgeschlossen werden. Dieses höhere
Einkommen wird erst seinerseits durch eine Berufsgruppe be-
stimmt, der der Beschädigte wahrscheinlich ohne die Schädigung

angehören würde. Das generalisierte Durchschnittseinkommen ist

nach einem "durchschnittlichen" Berufserfolg festgelegt (stän—

dige Rechtsprechung der Kriegs0pferVersorgungs—Senate des BSG,

vgl. z.B. Urteile des erkennenden Senats vom 50. Oktober 4975

—BSG 56, 225, 226 f = SozR Nr. 5 zu 5 4 BVG 4968 - und vom
6. Juli 4974 — BSG 55, 60, 64 f)‚erfaßt nach dem Begriff des
Durchschnitts auch Einkommensbeträge, die innerhalb der je■eils

maßgebenden Berufsgruppe — einschließlich der Leistungsgruppen

für Arbeiter und Angestellte (5 5 DVO)
— unter dem Durchschnitts—-

betrag liegen, läßt aber einen Berufsschadensausgleich für
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die Beschädigten mit einem geringeren Einkommen zu" Wenn

nach dem Urteil des 40. Senats des BSG vom 14, November

1968 — 40 RV 477/66 — ein ohne die Schädigung wahrschein—

lich erzieltes Einkommen nicht berücksichtigt wird, falls

"der Beschädigte in die für ihn zutreffende Berufsgruppe

eingestuft werden ist", so gilt das nur für Fälle der

damals entschiedenen Art, in denen jemand ohne die Schädi—

gung eine höhere Besoldungsgruppe als die "durchschnittliohe"

im Sinne des 5 4 Abs. 1 DVD innerhalb derselben Laufbahn

erreicht hätte° Ob die Berücksichtigung eines verhinderten

Aufstiegs nach5 2 Abs„ 5 Satz 2 DVG1968und1974(ent-
sprechend 5 2 Satz.} DVD 1964) für Beamte auf einen "Auf—
stieg" im beamtenrechtlichen Sinn, d.h. in eine höhere
Laufbahngruppe'(ßse 29, 159, 440 = SozR Nr, 57 zu‘5 50 BVG)

beschränkt ist, kann im vorliegenden Fall dahingestellt

bleiben„ Daß der Kläger wegen seiner Schädigungsfolgen

nicht vom Ober— zum Hauptsekretär befördert wurde, ist

allein als ein Beweis für einen rechtserheblichen Schaden

im Sinne des Gesetzes zu werten; daraus läßt sich schließen,

sein Erwerbseinkommen sei "durch die Schädigungsfolgen"

gemindert (% 50 Abs° 5 BVG), sei nämlich geringer als das
für ihn maßgebende Durchschnittseinkommen des mittleren“

Dienstes, dem er ohne die Schädigung angehören würde

(5 50 Abs° 4 BVG).

Dem Anspruch auf Berufsschadensausgleioh für März 1970

steht schließlich nicht entgegen, daß ein Zgrückbleiben
um eine Besoldungsgruppe innerhalb derselben Beamtenlauf—

bahn nicht als ein besonderes berufliches Betroffensein

im Sinne des 5 50 Abs° 2 Satz 2 Buchst‚ 0 BVG zu werten
ist (BSG 29, 459)° Dennvon einem beruflichen Schaden in
diesem Sinn, der sich allein auf die HdE auswirkt (@ 50

Abs° 2 Satz 4 BVG), ist jener Anspruchnach 5 50 Abs° 5
und 4 BVG, der einen anders bemessenen Schaden voraus—

setzt, nicht abhängig(BSG29, 208 = SozRNr„ 56 zu ‘
5 50 BVG);
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Für die Zeit ab 4. April 4970, in der der Kläger sieh aus
anderen Gründen als wegen der Schädigungsfolgen im Ruhestand

befindet, ist kein Berufsschadensausgleich nach dem Durch—

schnittseinkommen der Besoldungsgruppe A 8 BBesG zu gewähren,

weil der Kläger von diesem Zeitpunkt ab ein solches Vergleichs-

einkommen auch ohne die Schädigung nicht hätte (BSG 40 RV 42/72

von 6° Februar 4973; im Ergebnis auch BSG SozR Nr. 56 zu
5 30 BVG); der nach 5 30 Abs. 4 Satz 4 BVG maßgebende Beruf

ist für diese Zeit nicht mehr der des Hauptsekretärs im

aktiven Beamtendienst. Der gegensätzlich lautende Leitsatz

zum Urteil des 8. Senats vom 9. Mai 4972 (SozR Nr. 56 zu
5 50 BVG) zwingt den erkennenden Senat nicht, den Großen'

Senat anzurufen. Abgesehen davon, daß der 8. Senat nicht mehr

für Streitigkeiten auf dem Gebiet der Kriegsopferversorgung

zuständig ist, war dieser in den Leitsatz aufgenommene Teil

der Gründe nicht tragend für die Entscheidung; in jenem Fall

war ein schädigthgsbedingter Einkommensverlust überhaupt

nicht gegeben. Zutreffend ist indes in diesem Urteil ein Ver—

gleich mit dem tatsächlichen Renteneinkommen vergleichbarer
Personen ausgeschlossen werden: Der Berufsschadensausgleich

ist allgemein nicht von einem konkreten Binkommensschaden
abhängig und nicht nach einem solchen zu berechnen (BSG 53,

60, 64 f-= SozR Nr. 47 zu 5 50 BVG).

Wenn für dieselbe Zeit, für die ein Berufsschadensausgleich

beansprucht wird, ein schädigungsbedingter Einkommensverlust

im Sinne des 5 30 Abs. 5 und 4 BVG gegeben sein muß (BSG 54,
246, 247 = SozR Nr. 58 zu € 50 BVG; BSG SozR Nr. 50 zu € 50
BVG), so besteht dieser im Fall des Klägers dem Grunde nach

darin, daß sich kraft Gesetzes (55 407, 408, 448 Bundes—
beamtengesetz —BBG-) der schon während der Dienstzeit etwa

ab Ende 4966 eingetretene rechtserhebliche Schaden auf das

Ruhegehalt.auswirkt. Für Kausalitätserwägungen hinsichtlich

der finanziellen Auswirkungen der Pensionierung, wie sie der

Beklagte für geboten hält, ist in diesem Zusammenhang kein
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Raum, weil kein Berufsschadensausgleich entsprechend einem

durch die Versetzung in den Ruhestand eingetretenen Schaden

streitig ist.

_Der Anspruch auf Berufsschadensausgleich wird nicht dadurch
schlechthin ausgeschlossen, daß der Kläger Ruhestandsbeamter

ist. Eine solche Versorgungsleistung können vielmehr grund—

sätzlich auch Schwerbeschädigte erhalten, die vor Erreichen

der Regel—Altersgrenze, d.h. für Beamte sowie Versicherte

der Arbeiter— und Angestelltenrentenversicherung der Voll—

, endung des 65. Lebensjahres (€ 41 Abs. 1 BBG, 55 44, 45"
Soldatengesetz, 55 5, 25 Bundespolizeibeamtengesetz, @4248
Reichsversichorungsordnrng —RVO- und € 25.Angestelltenver—

‚sicherungsgesetz, auch in der ab 4. Januar 4975 geltenden

Neufassung), wegen anderer Gesundheitsstörungen als der

Schädigungsfolgen aus dem Erwerbsleben ausgeschieden sind,

auch ohne die Schädigung nicht mehr (aktiv) berufstätig wären
und ein Ruhegehalt — wie der Kläger —

oder eine Versicherten-

rente aus früherer Erwerbstätigkeit beziehen - im folgenden

"Frührentner".genannt.

Der Berufsschadensausgleich wird nach 5 50 Abs. 3 BVG Schwer—

besohädigten, "deren Erwerbseinkommén durch die Schädi—

gungsfolgen gemindert ist (Einkommensverlust)", gewährt.
Nach dem Wortlaut_dieser Vorschrift, der nach anerkannten

Regeln in den Grenzen des möglichen Wortsinnes in erster
Linie die Gesetzesauslegung (im engeren Sinn) bestimmt

(BSG 55, 175, 474 = SozR Nr. 4 zu 5 5? BVG m.w.Nachw.)‚

ist unter "Erwerbseinkommen" ein solches aus einer Erwerbs-

tätigkeit zu verstehen. Das wird durch den Begriff ”Berufs—
schadénsausgleich" und durch den Zweck dieser Leistung,

die nach der ergänzenden Begriffsbestimmung in 5 50

Abs. 4 Satz 4 BVGeinen wirtschaftlichen Schadenim Er-
trag der Berufstätigkeit ausgleichen soll, bestätigt.

Begrifflich kann ein Erwerbseinkommen auch aus früherer
Erwerbstätigkeit‚stammen, etwa als Ruhegehält aus aktivem
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Beamtendienst,_das von den Dienstbezügen und von der Dienst-

zeit abhängt, mag es auch beamtenrechtlich als Unterhaltsrente

verstanden werden(BVerfGE46, 94, 442, 445). Wennin s 33
Abs. 4 Satz 2 und Abs. 2 BVG(wie im Steuerrecht - 5 2 Abs. 2“
und 5 Satz 4 Einkommensteuergesetz) die Einkünfte aus "gegen—

wärtiger Erwerbstätigkeit" anderen Einkünften als Teil-des

"Einkommens" gegenübergestellt werden, verdeutlicht das Eigen—

schaftswort "gegenwärtig", daß es auch Einkommen aus früherer

Erwerbstätigkeit geben kann. In Recht der gesetzlichen Renten—

versichcrung wird dagegen sum "Erwerbseinkommen", das_auf
Übergangsgeld während einer Maßnahme zur Erhaltung, BésSerung

oder Wiederherstellung angerechnet wird und das u.a. Arbeits—

entgelt (@ 460 EVO) umfaßt (5 4244 Abs. 4 und 5 EVO), nicht

das Ruhegehalt der Beamten gerechnet (BSG48, 204, 206 = SoBR

Nr. 2 zu 5 4244RVO).Einen allgemeingültigen einheitlichen
Sprachgebrauch gibt es also nicht. Die Bewertung der MdB

nach S 30 Abs. 2 BVG wegen besonderen beruflichen Betroffen—

seins, das auch in einem früher ausgeübten Beruf eingetreten

sein kann, ergibt keine Erkenntnisse für die Auslegung von
"Erwerbseinkommen" im Sinne des 5 30 Abs. 3 BVG, weil es sich

bloß um eine an die Schadensbewertung nach @ 30 Abs. 4 BVG

angelehnte Réchtsfolgé handelt, die auch anders, z.B. als

gesonderter Zuschlag zur Grundrente, festgelegt werden könnte

(vgl. 5 28 Abs. 2 Reichsversorgungsgesetz). Wenn die nach
5 30 Abs. 1 BVG zu beurteilende MdB entsprechend der körper—
lichen Beeinträchtigung im allgemeinen Erwerbsleben auch die

Grundrente der aus dem Erwerbsleben ausgeschiedenen Beschädig-

ten bestimmt, die sogar
nach dem 65. Lebensjahr als Schwerbe-

schädigte einen Zuschlag-zu dieser Rente erhalten (5 51
Abs. 4 Satz 2 BVG), so ist das ohne Bedeutung für das "Erwerbs—
einkommen" im Sinne des 5 50 Abs. 5 BVG; denn diese MdB wird

wesentlich unter dem Gesichtspunkt der Versehrtheit bemessen

(BSG 55, 454, 455 = SozR Nr. 49 zu 5 50 BVG; BSG SozR Nr. 68

zu 5 30 BVG, vgl. auch die als Rechtsverordnung zu wertenden
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Verwaltungsvorschriften zu 5 50 BVG — BSG SozR Nr. 42 zu
5 50 BVG), während der Berufssehadensausgleich von einem

genau bestimmten wirtschaftlichen Schaden abhängt.

Bei zwangloser grammatikalischer Gesetzésauslegung, die

das verständnis ein2elner Worte in einer Vorschrift er—
gänzt, ist als "Erwerbseinkonmen", das durch die Schädi-

gungsfolgen gemindert sein muß, das höhere zu verstehen,

das der Schwerbeschädigte ohne die Schädigung hätte°

Dieser Einkommensart entspricht, wenn der systematische

Zusammenhang der Abs. 5 und 4 in $ 30 BVG beachtet wird,
innerhalb der ergänzenden und genaueren Begriffsbestimmung

des "Einkommensvdrlustes" in Abs„ 4 Satz 4 das höhere

Vergleichseinkommen der ohne die Schädigung wahrschein—

lich erreichten Berufsgruppe. Mit diesem Einkommen ist

allein ein solches von Erwerbspersonen gemeint; denn die

_in Abs° 4 Satz 2 und 5 gesetzlich festgelegten Bestimmungs—

mérkmale beschreiben ausschließlich Einkünfte, die durch.

eine jeweils gegenwärtig ausgeübte Erwerbstätigkeit erzielt

werden: Arbeitsverdienste, die durch amtliche Erhebungen

des Statistischen Bundesamtes aufgrund des Gesetzes über

die Lohnstatistik vom.48. Mai 1956 (BGBl I S. 429) für
das Bundesgebiet ermittelt werden (vgl. 5 5 Abs‚ 1 DVD
und dazu die Bemessungsmerkmale, mitgeteilt im Rundschrei—

ben des BMA vom 25. Oktober 1960 — BVBl 4960, 151), Dienst—
bezügé der aktiven Beamten nach bestimmten Besoldungs—

gruppen (5% 5, 53 BBesG) sowie Gehälter und Löhne nach
tarifrechtlichen Vergütungsgruppen des öffentlichen

Dienstes°

Obwohl demnach für "Frührentner" wie den Kläger im Gesetz

weder das "Erwerbseinkommen" im Sinne des "Vergleichsein—

kommens" noch der davon abhängige "Einkommensverlust" in

den Grenzen des möglichen Wortsinnes geregelt sind, können

solche Schwerbeschädigte deshalb einen Berufsschadensaus—
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gleich grundsätzlich erhalten, weil Zu ihren Gunsten diese

Gesetzeslücke durch die Rechtsprechung auszufüllen ist. Das

Schweigen des Gesetzes in 5 50 Abs. 4 BVG ist nicht etwa

"beredt" (BSG 25, 285, 287 ff; Larenz, Methodenlehre der

Rechtswissenscheft, 2. Aufl. 1969, S. 550, 557) in dem Sinn,

daß solche Beschädigte keinen "Einkommensverlust" haben

könnten und deshalb schlechthin vom Berufsschadensausgleich

ausgeschlossen wären. Vielmehr besteht eine Lücke im Gesetz

sowohl hinsichtlich der Voraussetzung für diese Versorgungs—

leistung, d.h. des Einkommensverlustes, als hinsichtlich
der Rechtsfolge, d.h. der Bemessung nach vier Zehnteln des—

selben. Diese Iückc ist aus dem "Plan des Gesetzes" nach

Regeln und Grundsätzen der übrigen Rechtsordnung festzustel—

len. Eine solche plenwidrige Unvollständigkeit des Gesetzes
(BVerfGE 54, 269, 286 £; BSG 25, 450, 454_= SozR Nr. 2

zu % 65 AVAVG; Lorenz, aaO, S. 542 ff) durch Richterspruch
'auszufüllen, obliegt der nachnArt. 20 Abs. 5 Grundgesetz
(GG) an "Gesetz und Recht" gebundenen Rechtsprechung, während

sie allerdings eine bloß rechtspolitisch unbefriedigende

Gesetzesregelung im übrigen in der Regel nicht ergänzen

darf (BSG 24, 68, 70 f = SozR Nr. 5 zu'ä 1252 EVO).

Falls hingegen unter dem "Erwerbseinkommen" im Sinne des

5 50 Abs. 5 BVG das Ergebnis der Minderung durch Schädigungs-
folgen verstanden wird, fällt darunter nach dem Zusammenhang

mit Abs. 4 auch ein Renteneinkommeh aus früherer Tätigkeit;

denn in der ergänzenden Begriffsbestimmung des Abs. 4 Satz 4

kann das geringere derzeitige Bruttoeinkommen u.a. aus

früherer Tätigkeit stammen(Vgl. @9 Abs. 2 nvo). Bei dieser
Auslegung im Einklang mit den Wortlaut des Gesetzes ist aber

für "Frührentner" die Berechnung des Einkommensverlustes,

der andererseits von den Vergleichseinkomhen abhängt, nicht

ausdrücklich geregelt und muß in gleicher Weise wie im

übrigen bei der vorstehenden Auslegung durch eine Lücken—

füllung "gefunden" werden.
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Die au3zufüllende Lücke ist vor allem aus dem Zweck des
Berufsschadensausgleiches, wie er sich aus'der Entwick—

lung des 5 50 BVG ergibt, zu erkennen. Diese Versorgungs—

leistung soll jeden wirtschaftlichen Schaden im Zusammen—

hang mit der durch die Schädigungsfolgen beeinträchtigten

Erwerbstätigkeit ausgleichen, soweit der Höhe nach ein

Einkommensverlust nach der Schadensformel des 5 50

Abs° 4 BVGeingetreten ist. Das Gesetz bietet keinen
Anhalt dafür, daß der rechtserhcbliche Schaden auf die
Fälle beschränkt sein sollte, in denen der Beschädigte
wegen der Schädigungsfolgen seine Erwerbstätigkeit hat

aufgeben müssen und entsprechend der verlorenen Stellung

zu entschädigen ist. Falls der Gesetzgeber derart den

.Berufsschadensausgleich hätte einschränken wollen, hätte

er dies zum Ausdruck bringen müssen. Allerdings kann eine
Bestätigung für den vom erkennenden Senat angenommenen

"Plan des Gesetzes" nicht ohne weiteres aus der Regelung

hergeleitet werden, daß das Durchschnittseinkommen gemäß

ä_8 der nvo 4974 (früher: 3 5 Abs. 4, 5 4 Abs" 5, 5 5
Abs., 2, 5 6 Abs. 5 nvo 4964, s 5 Abs. 5, 5 4 Abs; 5,
5 5 Abs, 2, 5 6 Abs., 5, 5 7 Abs. 2 wo 4964, 5 5_Abs. 6,
5 4 Abs, 6, 5 5 Abs, 5, 5 6 Abs. 5, 5 7 Abs. 3 nvo 4968)
nach Vollendung des 65. Lebensjahres stets um (ursprüng-

lich 30 v.H., später) 25 V.H° gekürzt wird. Diese Vor—
schrift, die in einer Rechtsverordnung enthalten, mithin

nur im Zusammenwirken zweier sonst auch an der Gesetz—

gebung'beteiligten Organe (Art° 76 bis 78 GG) aufgrund
einer Ermächtigung des eigentlichen Geset2gebers in $ 50

Abs; 7 BVGgeschaffen werden ist, kann allgemein noch
weniger als eine Äußerung einer direkt im Gesetzgebungs—

verfahren im Bundestag mitwirkenden Person (Larenz, aaO,

S. 508 ff) zur Gesetzesauslegung herangezogen werden, muß

vielmehr von der Rechtsprechung auf ihre Gesetzmäßigkeit

hin geprüft werden (Umkehrschluß aus Art. 100 Abs° 4 GG).

Abgesehen davon könnte jene Vorschrift nach der Vorstellung
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des Verordnungsgebers auf die Fälle beschränkt sein, in

denen ein Beschädigter bei Vollendung des 65. Lebensjahres

noch erwerbstätig oder bis zu diesem Zeitpunkt wegen
Schädigungsfolgen aus dem Berufsleben ausgeschieden ist.

Immerhin läßt diese Bestimmung erkennen, daß mit dem Zeit—

punkt, in dem der Beschädigte auch ohne die Schädigungsfolgen

regelmäßig nicht mehr in dem für den Berufsschadensausgleich

nach 5 30 Abs. 4 Satz 4 BVG maßgebenden Beruf tätig wäre,

nicht schlechthin und in jedem Fall diese Versorgungsleistung

entfällt. Von einem gerechten Ergebnis her wäre es nicht zu
begründen, eine solche Entschädigung, die —wie im Fall des
Klägers — für die Dauer der Erwerbstätigkeit zu bewilligen

ist, — anders als die Rentenerhöhung wegen besonderen beruf—

lichen Betroffenseins im Sinne des 5 50 Abs. 2 BVG (BSG 56,

21, 24 ff = SozRNr. 66 zu'5 30 BVG;BSGUrt. vom46.7.4968,
KOV 4969, 424 ff.) —dann vollständig fortfallen zu lassen,

wenn der Beschädigte aus anderen Gründen als wegen der

Schädigungsfolgen aus dem Beruf ausscheidet; ein schädigungs—

bedingter Einkommensverlust kann weiterhin — wenn auch in

geringerer Höhe — tatsächlich bestehen. Da der Berufsschadens—

ausgleich selbständig und unabhängig von dem Ausgleich

beruflicher Schäden aufgrund des 5 30 Abs. 2 BVG ist, könnte

ein Ausschluß der VFrührentner" von dieser Versorgungsleistung

nicht damit begründet werden, daß Schäden in der Rentenhöhe

bereits als solche im Sinne des 5 50 Abs. 2 BVG gewertet
werden (BSG 40 EV 407/58 vom 25. Juni 4959; Urt. vom 26.44.

4965 in Breithaupt 4964, 234) und dieselbe Schadensart nicht
doppelt entschädigt werden dürfte. Der Berufsschadensausgleich

ist gerade mit der Ausdehnung auf alle Schwerbeschädigten durch

das 2. NOGauch für solche Fälle beruflichen Schadens einge—
führt werden, in denen die Entschädigung nach 5 30 Abs. 2

i.V.m. @ 54 Abs. 4 und 2 BVG nicht ausreicht (BSG 29, 208,
240). Eine Doppelversorgung wird durch die Anrechnung des

nach 5 50 Abs. 2 BVG erzielten Mehrbetrages auf den Berufs-
schadensausgleich (vgl. dazu BSG SozR Nr. 52 zu 5 50 BVG)

\
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verhindert, die in 5 50 Abs. 5 BVG (Abs. 6 seit dem

5. Aan—KOV) vorgeschrieben ist. Gerade ein Zurückbleiben

um eine Besoldungsgruppe innerhalb einer Beamtenlaufbahn

kann, wie der vorliegende Fall zeigt, ein rein rechnerisch

_
bemessener Schaden sein, der einen Anspruch auf Berufs—

schadensausgleich begründet, während es nicht als beruf—

liches Betroffensein im Sinne des 5 50 Abs. 2 BVG zu
werten ist (BSG 29, 159). Die wiederholten Erweiterungen
der beruflichen Entschädigung (BSG 55, 75 = SozR Nr. 48

zu 5 30 BVG; BSG 29, 208), die Herabsetzung der Mindest—

höhe des Einkommensverlustes
von 100 DM auf 75 DM im

2. NOG und die vollständige Beseitigung dieser zusätz—
lichen Anspruchsvoraussetzung im 5. NOG lassen immerhin

erkennen, daß das Gesetz den anspruchsberechtigten Per-

sonenkreis zunehmend vergrößert hat. Für einen Berufs—

schadensausgleich ist ein geringer Einkommensverlust

nunmehr kein grundsätzliches, sondern allenfalls ein
rechnerisches Hindernis. Wenn demnach im Rahmen der Be—

rechnungsformel des S 50 Abs. 4 BVG jeder auch noch so
geringe Einkommensverlust ausgeglichen werden soll, wäre

es nicht gerechtfertigt, Schäden im Einkommen aus früherer
Erwerbstätigkeit schlechthin von dieser Versorgung aus-
zuschließen; sie können im Einzelfall tatsächlich größer

sein als die zweifelsfrei stets nach 5 50 Abs. 4 BVG“

zu berücksichtigenden Nindervngen des Erwerbseinkommens

aus gegenwärtiger Tätigkeit.
V

Soweit der objektive Zweck des Gesetzes und das vom Gesetz—
geber verfolgte Ziel vom Ergebnis her betrachtet werden,

kann aber das gemäß 5 50 Abs. 4 BVG zu berechnende Ver—

gleichseinkommen nur noch eingeschränkt zur Bestimmung
eines Einkommensverlustes für schwerbeschädigte "Frührent-

ner" herangez0gen werden. Im Regelfall ist der wirkliche

Schaden im Arbeitseinkommen, das während der Erwerbstätig—

keit durch die Schädigungsfolgen gemindert wurde, größer
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als in der nach dem Ausscheiden aus dem Erwerbsleben ge—
zahlten Rente (Ruhegehalt usw.), die von jenem Einkommen ab—
hängt. Dieser Schaden des "Frührentners" wäre‚aber umgekehrt
proportional im Verhältnis zum Einkommensverlust für die

Berufszeit bemessen, falls er für die Zeit des Bezuges einer
"Frührente" unverändert nach 5 30 Abs. 4 BVG pauschaliert

zu berechnen wäre; in beiden Fällen würde das derzeitige

tatsächliche Bruttoeinkommen — nach Beendigung der Erwerbs-

tätigkeit jedoch in geringerer Höhe als vorher — mit demselben

Durchschnittseinkommen (von Berufstätigen) verglichen. Dieses

— im vorliegenden Fall vom LSG ausdrücklich gebilligte —
Ergebnis wäre, wie auch der 10. Senat des BSG in seinem Urteil

vom 16. Oktober 1974 (10 RV 615/75) dargelegt hat, kraß

ungerecht und sowohl mit dem Durchschnittsmaßstab, der den

Einkommensverlust nach dem Grundsatz der Pauschalierung und

Generalisierung bestimmt, als auch mit dem Grundsatz der

Kriegsopferversorgung, daß die gesundheitlichen und wirtschaft—

lichen Folgen der kriegsbedingten Schädigung auszugleichen

sind (5 1 Abs. 1, 5 30 Abs. 5 BVG), schlechthin unvereinbar.
Der Unterschied zwischen dem derzeitigen Bruttoeinkommen’

und dem ungeminderten Vergleichseihkommen im Sinne des 5 30
Abs. 4 BVG kann allein dann als Voraussetzung und für die

Berechnung des Berufsschadensausgleichs herangezogen werden,

falls der Schwerbeschädigte seinen Beruf wegen der Schädigunge—

folgen aufgegeben hat, also in diesem ohne die Schädigung

das volle Durchschnittseinkommen hätte.

Die Lücke im Gesetz, die infolge einer Unvollständigkeit der

Sätze 2 und 5 in 5 30 Abs. 4 BVG für Fälle der "Frührentner"

besteht, ist sowohl hinsichtlich der Anspruchsvoraussetzung

als bezüglich der Rechtsfolge (Höhe des Berufsschadensaus—
gleiche) durch eine entsprechende Anwendung des 5 8 DVO 1974,

für die Zeit vor dem 1. Januar 1974 des 5 4 Abs. 6 i.V.m.
% 5 Abs. 6 DVD 1968 zu schließen. Hiermit schließt sich der

erkennende Senat dem oben genannten Urteil an,
das der 10. Senat
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am 46. Oktober 4974 in einer ähnlich gelagerten Sache er—

lassen hat. Wenn es mit dem Begriff des Durchschnitteein—

kommens vereinbar ist, das nach aktiven Gehältern und

Löhnen bemessene Vergleichseinkommen nach Vollendung des

65. Lebensjahres um 25 v.H. zu kürzen, weil nach all—

gemeiner Erfahrung "durchschnittlich" in diesem Alter

die auf Erwerbstätigkeitén zurückzuführenden Einkünfte

— allerdings in einem sehr weiten Rahmen
— entsprechend

gemindert sind (BSG SozR Nr. 4 zu % 4 DVO4964), können
gleich und sehr ähnlich gelagerte Fälle nach dem Gleich-

heitsgrundsatz (Art. 5 GG) durch eine entsprechende An-
wendung der genannten Vorschriften ebenso behandelt werden.

Die Rechtsprechung darf allerdings wegen der Gewalten—

trennung (Art. 20 Abs. 5 GG) in die Gestaltüngsfreiheit
der reehtsetzenden Instanz, die grundsätzlich im Bereich

der géwährenden Staatstätigkeit sehr weit geht (BVerfGE

29, 537, 559; vgl. dazu 5 50 Abs. 7 BVG idF des 5. NOG,

Abs. 8 idF des }. Aan—KOV), nicht durch eine selbständig
'gestaltende Analogie als einem Akt der schöpferischen

Rechtsfindung (BVerfGE 54, 269, 286 f) eingreifen (BFH,

Der Betrieb 4974, 4396, 4397). Ob und wie in einer Neu-

fassung der DVG im einzelnen das Durchschnittseinkommen

für verschiedene Alters— und Berufsgruppen von "Frührent—

nern"'abgestuft geregelt werden könnte oder ob inSoweit

“den Erwägungen des 40. Senats im Urteil vom 46. Oktober

4974 beizupflichten ist, braucht indieser Streitsache
nicht allgemeingültig entschieden zu werden. Jedenfalls

kann nach dem Pauschalierungsgrundsatz der Kläger in bezug

auf das Durchschnittseinkommen unbedenklich so gestellt

werden, als ob er bereits das 65. Lebensjahr vollendet

hätte. Denn er hat nach der Auskunft der Bundesbahn-
direktion Köln vom 2. November 4974 Und nach dem er—
gänzenden Inhalt der Personalakte, worauf das LSG Bezug

genommen hat, ein Ruhegehalt in Höhe von 72 v.H. der ruhe-

gehaltsfähigen_Dienstbezüge und damit fast die Höchstgrenze

_
24
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von 75 v.H° (% 148 Abs„ 1 Satz 4 BBG)erreicht und ist zudem
bezüglich der zugrunde zu legenden Dienstbezüge so gestellt

werden, wie wenn er die Altersgrenze erreicht hätte, weil er

wegen Dienstunfähigkeit in den Ruhestand versetzt werden ist
(5 108 Abs° 2 BBG). Selbst wenn also 5 8 DVD 4974 und 5 4

Abs° 6 i‚V‚m° 5 5 Abs° 6 DVD 4968 Ausnahmevorschriften wären,

könnten sie im Rahmen des in ihnen enthaltenen Grundsatzés

auf den vorliegenden Fall entsprechend angewendet werden
(Larenz, aaO, S. 529, 562 mit weiteren Nachweisen).

Mithin ist die Revision des Beklagten nur insoweit erfolgreich,

als iür die‘Zeit ab 4. April 1970 der Berufsschadensausgleich

nach dem um 25 V„H. zu kürzenden Burchschnittseinkommen zu

gewähren ist; im übrigen ist sie als unbegründet zurückzuweisen°

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 495 SGG.
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